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J a h r g a n g

X X I V .  S t  l i e f .

A u s g e g e b en und v e r send e t  am 13. S e p t e m b e r  1873.

E y .

Verordnung des Ackerbauministeriums im Einvernehmen mit 
dem Ministerium des Innern vom 3tcn Juli 1873,

betreffend die genauere Handhabung des Forstgcsetzes, Bornahme der forstlichen Durchfor­
schungen und Anlegung des Waldkatasters.

(Wirksam für die im Neichsrathc vertretenen Königreiche und Länder).

Um den von mehrfachen Seiten sich wiederholenden Beschwerden über eine thcilö nicht 
entsprechende, thcilö mangelhafte Handhabung des Forstgesetzes vom 3. December 1852, 
N. G. B l. N. 250, nnd über den in Folge dessen in einzelnen Landesthcilcn wahrnehmbaren 
Beifall der Forstcnltnr zn begegnen, sowie mit anderseits diesem überaus wichtigen Zweige 
der Landcscnltnr jene eifrige nnd nachhaltige Fürsorge der politischen Behörden znznwcndcn, 
welche den letzteren durch die Bestimmungen des Forstgcsetzes zur besonderen Pflicht gemacht, 
und welche allein geeignet ist, das ebenso-m die privaten als insbesondere in die öffentlichen 
Verhältnisse sehr wesentlich eingreifende Interesse für einen energischen und kräftigen Schutz 
des Eigenthnmeö nnd der Pflege der Wälder erfolgreich zn wahren, —  findet daö Ackerbau* 
Ministerium einvernchmlich mit dem Ministerium deS Innern in Durchführung des bezogenen 
Gesetzes nnd im Nachhange zn den für die Forstinspectoren erlassenen Instructionen zn ver­
ordnen wie fo lgt:
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I. Neberwachung der Waldbcwirthschaftnng im Allgemeinen.

§• 1.
Die politischen Behörden, denen die Handhabung der Bestimmungen des ForstgcsetzcS 

vom 3. December 1852 obliegt, sind nach §. 23 dieses Gesetzes insbesondere verpflichtet, 
die Bewirthschaftung sämmtlicher Forste ihrer Bezirke im Allgemeinen zu überwachen, und 
über die ihnen von wem immer nach §. 22 des Forstgesetzes zur Kenntniß kommenden Fälle 
von eigenmächtiger Verwendung des Waldgrundes zu anderen Zwecken, von unterlassenen 
Aufforstungen, von Verwüstungen oder von einer nicht entsprechenden Waldbehandlung die 
Erhebung unverweilt zu pflegen, und die Entscheidung zur Wahrung der Interessen der Forst- 
cnltur zu fällen.

Nach den Bestimmungen der §§. 68 und C'J des Forstgesetzes haben ferner die politi­
schen Behörden gegen Verletzungen der Sicherheit des Waldeigenthumes, sofernc dieselben nicht 
der gerichtlichen Behandlung nach dem allgemeinen Strafgesetze unterliegen, das gesetzlich ange­
ordnete Verfahren einzuleiten und durchzuführen, so bald sie auf was immer für eine Weise 
von begangenen Forstfrevel,! Kenntniß erhalten.

Die im §. 23 des Forstgesetzeö enthaltene Beziehung auf den §. 22 deutet schon 
darauf hin, daß die politischen Behörden die wesentliche Unterstützung bei der Erfüllung ihrer 
obgedachten Verpflichtungen in der entsprechenden Durchführung jener Bestimmungen des §. 
22 und beziehungsweise des §. 52 des Forstgesctzcs zu suchen haben, wonach zu dem Zwecke, 
daß die in Ansehung der Bewirthschaftung der Wälder und Forste vorgczeichnctcn gesetzlichen 
Normen in allen Beziehungen genau befolgt werde», —  die Eigenthümer zu verhalten sind, 
für Wälder von hinreichender, durch die Landcsstcllc nach den besonderen Verhältnissen fest- 
znsetzcnder Größe fachkundige und von der Negierung als hiezu befähigt anerkannte Wirth- 
schaftsführer (Forstwirthe) anfznstellen, und denselben ein angemessenes Schutz- und Anfsichts- 
personale beizugeben.

Nachdem dieses ForstwirthschaftS- und Forstschntzpersonnle, soferne insbesondere dessen 
Beeidigung im Sinne des §. 52 des Forstgesetzes eintritt, gemäß der vorgeschriebcncn Eides­
formel verpflichtet wird, alle Beschädigungen des Waldeigenthnms ohne jede persönliche Rück­
sicht anzuzeigen und die Abhilfe im gesetzlichen Wege zu verlangen, so ist es ebenso sehr zur 
entsprechenden Wahrung der forstlichen Rücksichten geboten, als im Interesse der zur Hand­
habung des Forstgesetzes berufenen politischen Behörden, selbst gelegen, daß die eben bezoge­
nen Anordnungen des ForstgcsetzcS hinsichtlich der Bestellung des erforderlichen Forstwirth- 
schasts- und Forstschutzpcrsonales, insoweit dies noch nicht geschehen sein sollte, ohne jeden 
Verzug in Ausführung gesetzt werden.

II. Forsttechnische Organe.
§• 2 .

Damit die politischen Behörden bei der Ausübung ihres gesetzlichen Wirkungskreises in 
Forstangelegenheiten eines ständigen fachmännischen Beirathes nicht entbehren, sind zu diesem 
Zwecke, und insbesondere zur wirksameren Handhabung der den gedachten Behörden oblie­
genden forstlichen Aufsicht (auf Kosten des Staatsschatzes) Forsttechniker bestellt und ist deren
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Wirksamkeit in besonderen Jnstrnctionen normirt worden. Sowie einerseits durch diese Be­
stellung die politischen Behörden der ihnen gesetzlich auferlegten Verpflichtung nicht enthoben sind, 
auch durch die sonstigen, denselben untergebenen politischen Organe die genaueste Befolgung der 
Anordnungen des Forstgesctzcs zu überwachen, und erforderlichen Falls die gesetzliche Amts­
handlung durchzuführen, so haben andererseits die denselben bcigcgebencn Forsttechniker sich 
nicht bloß auf die über Anregung der politischen Behörden in speciellen Fällen zu erstatten­
den Aenßerungcu und Gutachten zu beschränken, sondern dieselben sind gemäß ihrer Instruc­
tion insbesondere verpflichtet, tut Interesse einer durchgreifenden Vollziehung des Forstgesetzes 
sclbstthütig zu wirken, daher eine genaue und umfassende Evidenz über die forstlichen Zustände 
in ihren Amtögebieten sich zu verschaffen und verkommenden Falls die im Interesse der Forstcnltur 
erforderlichen Einleitungen zu vermitteln, beziehungsweise das Einschreiten der betreffenden poli­
tischen Behörde durch entsprechende Mittheilungcn und geeignete Anträge in Anregung zn bringen.

III. Ueberwachiliig der wichtigeren forstlichen Beziehungen insbesondere.

§. 3.
Wa l d r o d un ge n .

Es ist Pflicht der Behörden darüber zn wachen, das; ohne besondere Bewilligung kein 
Waldgrund der Holzzucht entzogen werde, und in Bezug auf die dicöfällige Bewilligung ist 
darauf feste Hand zu halten, daß dieselbe nur beim Eintritte der im §. 2 des Forstgesetzes 
vorgczeichnetcn Bedingungen crthcilt werde.

Werden Waldgründc vorgcfuudcn, welche ohne Bewilligung der Holzzucht entzogen 
worden sind, so ist im Sinne des bezogenen Paragraphcö dcö Forstgesctzcs die Amtshand­
lung ohne Verzug einznlcitcn und hiebei nebst der ConstatirUng des Sachverhaltes auch ins­
besondere festznstellen, ob eine etwaige nachträgliche Bewilligung der Waldordnung aus öffent­
lichen Rücksichten gegeben werben könne oder nicht, und im letzteren Falle, in welcher Weise 
die Wiederaufforstung der abgestockten Waldfläche cinzutretcn habe.

Nach Maßgabe des Erhcbungsrcsultatcs hat die politische Bezirksbehördc gegen die 
der unbefugten Waldrodung Schuldigen das Strafcrkenntniß zu fällen und zugleich in Be­
zug aus die etwaige Wiederaufforstung die Verfügung zu treffen.

Im  klebrigen wird sich auf die in dieser Beziehung erflossene Weisung dcS Ackerbau- 
Ministeriums vom 2. August 1872 Z. 7281 bezogen.

lieber ertheilte Waldrodutigsbewilligungen hat jede politische Bezirksbehördc einen Vor­
werk nach dem beigeschlossenen Formular A. zn führen, in welchem die bezüglichen Daten s°nmu°r L. 
hinsichtlich der bereits früher bewilligten aber noch in der Ausführung begriffenen Rodungen 
auf Gruud der einschlägigen Voracten innerhalb zwei Jahren, hinsichtlich der künftigen Fälle 
aber gleich bei Erledigung der rechtskräftigen behördlichen Verfügung einzutragen sind.

Diese Evidenz ist fortlaufend, genau und verläßlich fortzusetzen.

8- 4.
A u f f o  r st unge n.

Wenn die politische Behörde nach §. 2 des Forstgesetzes eine Wiederaufforstung ausge­
wogen hat, so sind in dein dieSsälligen Erkenntnisse, soweit es zur Sicherung des Erfolges

*
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nothw endig erscheint, nach Maßgabe des Erhebungsresultates nnd der allfälligen von dein 
Forsttechnikcr in Bezug auf den Zeitraum und die Art nnd Weise der anSzufiihrenden Auf­
forstung gestellten Anträge die entsprechenden Weisungen zu erlassen und, wenn lvegcn Leitung 
oder Ueberwachung des Vollzuges besondere Vorkehrungen nothwendig sein sollten, auch in 
dieser Richtung die geeigneten Maßnahmen zn treffen.

Sind nach den Verhandlungen übcr einzelne ohne Velvilligung vollzogene Rodungen 
schon früher Aufforstungen aufgetragcn oder sonstige Verfügungen getroffen worden, so hat 
sich die politische Bezirksbehörde von dem Vollzüge dieser Anordnungen die Ueberzeugung zn 
verschaffen, nnd nach Umständen das Erforderliche zur Sicherstcllnng dcö Vollzuges vor­
zukehren.

Die Politische Bezirksbehörde hat ferner im Allgemeinen darüber zu wachen, daß frisch 
abgetriebene Waldthcile nnd alle Blößen in der im §. 3 des Forstgesetzes vorgeschriebencn 
Zeit, wieder mit Holz in Bestand gebracht werden, wobei zn berücksichtigen kömmt, daß die 
bloße einmalige Vornahme der Cnltnr (Saat oder Pflanzung) noch nicht vollkommen genügt, 
sondern, daß auch die etwa erforderlichen Nachbesserungen innerhalb jener Zeit vorgenommen 
werden müssen, dann, daß die jungen Pflanzen nicht vor der Zeit in solcher Menge aufgezogen 
werden dürfen, daß dadurch der vollkommene Schluß des WaldbcstandcS (die Bestockung) leidet.

Ist die im §. 3 deö Forstgesetzcs vorgeschriebene Zeit bereits verstrichen, ohne daß die 
Wiederailfforstniig begonnen hätte, oder daß hiezu die nothwendigeu Einleitungen getroffen 
worden wären, und ist gegründete Bcsorgniß vorhanden, daß die natürliche Wicdcrbcwaldimg 
vom Waldeigcnthümcr oder anderen Bctheiligten durch Außerachtlassung von Verlegungen 
oder sonstigen nothwendigeu Einschränkungen der Nebennutzungen verhindert werde, so ist die 
unterlassene Aufforstung unter genauer Verzeichnung des zn beobachtenden Vorganges nach §. 2 
des Forstgesetzcö zn erzwingen.

Dabei hat jedoch im Allgemeinen als Grundsatz zu gelten, daß zur Aufforstung im 
Wege behördlicher Aufträge nur solche Flächen einznbeziehen sind, welche ihrer Bestimmung 
nach schon früher als Wald benützt, aber vernachlässigt wurden, nnd auf welchen auch, vor­
aussichtlich mit Erfolg Wald gezogen werden kann.

Handelt cs sich um Blößen von bedeutendem Umfange, deren Wicderaufforstnng im I n ­
teresse der Cnltnr oder aus anderen öffentlichen Rücksichten geboten ist, so sind den Bethci- 
ligtcn erforderlichen Falles wegen Beschaffung von Pflanzen, Samen, oder wegen vorzuneh­
mender sonstiger Waldculturen die geeigneten Rathschläge zu erthcilen, allenfalls ist die Be­
schaffung der Pflanzen, Samen, n. dgl, sowie die Uebernahmc der Cnltnrcn durch dazu 
geeignete Forsttcchuiker zn vermitteln.

Die politische Behörde hat zur Erreichung dicseö Zweckes durch entsprechende Einwirkung 
insbesondere anznstrcbcn, daß in jenen Gegenden ihrer Bezirke, wo keine zur Waldeultnr 
tauglichen Pflanzen zn haben sind, Saat- nnd Pflanzenschulen in entsprechender Größe auf 
Kosten der Gemeinden oder größerer Waldbesitzcr angelegt werden, woraus auch die kleineren 
Waldeigenthümer den Bedarf an Pflanzen gegen angemessene Vergütung beziehen könnten, 
daß ferner, soweit cS die Verhältnisse gestatten, durch Ausführung von Musterculturen der 
Sinn der kleineren Waldbesitzer für die Pflege der Forste erweckt und zur Nachahmung an­
gespornt werde.
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Nach Umstände» können in besonders rücksichtswnrdigen Fällen die entsprechenden An­
träge auf Subventionen für solche Anlagen beim Ackerbau-Ministerium gestellt werden.

lieber die behördlich angeordncten Aufforstungen ist bei jeder politischen Bezirksbehördc 
ein Vormerk nach dem anliegenden Formular B. zn führen, und bezüglich der Eintragung Formular 
ist sich nach der im §. 3 gegebenen Weisung zu benehmen.

§. 5.
W al d v e r wü st n n ge u.

M it besonderer Strenge haben die politischen Bezirköbehörden den Waldverwüstungen 
entgegenzntreten.

Da übrigens eine Waldvcrwüstnng selten Plötzlich oder durch eine einzige cnltnrwidrige 
Handlung entsteht, sondern meistens durch fortgesetzte übermäßige AnSnütznng des Holzes und 
Bloßlegung des BodenS, durch zu vieles und nicht zeitgemäßes Strcugcwinnen, Graömähen, 
Vieheinweiden, Harzsammeln u. dgl. nach und nach herbcigeführt wird, so muß der Wald- 
besitzcr auch dahin überwacht werden, daß er sich keine den Grundsätzen einer guten Wald- 
wirthschaft und den Anordnungen des Forstgesctzcs zuwiderlanfendc Behandlung und Aus- 
nützung seines Waldes erlaube.

In  dieser Beziehung hat zunächst der landcSsürstlichc Forsttcchniker wegen thnnlicher 
Beseitigung solcher Ucbelstäudc sich mit dem Waldeigcnthümer oder dessen Forstpersonale, sowie 
mit den etwa dabei betheiligten Servitutsberechtigten in das Einvernehmen zn setzen.

Die politischen Behörden werden dafür verantwortlich gemacht, daß bei wahrgenommenen 
oder angezcigtcn Fallen von Waldvcrwüstungen die im §. 4 des Forstgcsctzeö vorgezcichuete 
Amtshandlung mit allem Nachdrucke durchgeführt und zugleich die zum Schutze des Wald­
bestandes erforderlichen Maßnahmen ohne Verzug getroffen, und hinsichtlich des genauen 
Vollzuges überwacht werden.

Die ans Anlaß vorgekommener Waldverwüstungen von den Behörden getroffenen Abhilss- 
maßregeln sind in dem tut §. 4 für Aufforstungen vorgeschriebenen Vormerke in Evidenz 
zn halten.

§• 6 .

S ch utzwal d n n ge it.

Es ist eilt besonderes Augenmerk darauf zn richten, daß bei jeder sich darbietenden 
geeigneten dienstlichen Gelegenheit jene Waldungen oder Waldtheile, welche im Sinne der 
§§. 6 und 7 dcö Forstgefetzeö bleibend als Schntzwaldnngcn anznsehen und in der in diesen 
Paragraphen vorgeschriebenen Weise zu bewirthschaften sind, ermittelt werden.

Bei Wahrnehmung einer den Bestimmungen des Gesetzes nicht entsprechenden Bewirth- 
schaftung solcher Waldungen ist die im $. 23 des Forstgesctzes vorgezeichuete Amtshandlung 
schleunigst durchznführcn.

Bei den dieSsälligcn Erhebungen sind die Umstände genau zn erforschen und zu be­
gründen, welche diesen Waldungen die Eignung als Schutzwaldungen geben.

In  dem Erkenntnisse, in welchem die Waldungen oder Waldtheile als Schutzwaldungen 
erklärt werden, sind dieselben hinsichtlich ihrer Grenzen, sowie die einzuhaltende Waldbchand-
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limg genau festzustellcn, und sind zugleich die Vorkehrungen locgcit einer etwa cinznleitenden 
besonderen Ueberwachung des Vollzuges zu treffen, in welchem Falle den mit dieser lieber« 
wachnng zu betrauenden Individuen eine Abschrift des rechtskräftigen Erkenntnisses mitzu- 
theilen ist.

In  analoger Anwendung der Bestimmung des §.19 des ForstgesctzeS über die Bann­
waldungen können solche Individuen besonders in Eid und Psticht genommen werden.

Wird von den Betheiligten bas Ansuchen gestellt, daß Waldungen oder Waldtheile, 
welche ans Grund eines früheren Erkenntnisses als Schntzwaldnngen erklärt worden sind, mit 
Rücksicht auf die geänderten Verhältnisse ans dieser Kathcgarie ansgeschieden werden, so kann 
dies nur wieder ans Grund einer nach §. 20 des ForstgesctzeS durchzuführenden Erhebung 
und mir bei gehörig nachgewicsener Zulässigkeit einer solchen Ausscheidung geschehen.

Die Schntzwaldnngen sind bei jeder politischen Bezirksbehörde in einem Ausweise nach 
c. dem angeschlossenen Formular C in der im §. 3 bezeichnten Art in Evidenz zn halten.

§• 7.

B a n n w al d n n gen.

Die im §. 6 in Bezug auf die Ermittlung und Ausscheidung der Schutzwaldungcn 
gegebenen Vorschriften finden mich ans die Ermittlung und Ausscheidung der Waldungen sinn­
gemäße Anwendung, für welche nach §. 19 des Forstgesetzcö eine besondere Waldbehandlnng 
(Bannlegung) vorzuschreiben ist.

Die politische Behörde hat den Felsstürzen, Steinschlägcn, Lavincn, Erdabrutschungen 
u. dgl. eine eindringliche Aufmerksamkeit zuzuwenden, und vorznsorgen, daß die gegen forst­
schädliche Wirkungen solcher Vorkommnisse schützenden Waldungen entsprechend behandelt und 
erforderlichen Falls nach §.19 des Forstgesetzes von StaatSwcgen in Bann gelegt werden.

In  Bezug auf solche Waldungen ist nach genauer Erforschung der die Bannlegung be­
gründenden Umstände (Lage und Beschaffenheit der Waldungen und der bedrohten Objecte, bis­
herige Behandlung der wahrgeuommenen Beschädigungen oder Gefährdungen) und nach Ein­
vernehmung der Beteiligten und der Ortsvorständc ans Grund des einzuholenden Gutachtens 
der Sachverständigen, die besondere Waldbehandlnng anzuordnen und die Ueberwachung des 
Vollzuges, sei cs durch den Waldcigenthümer oder dessen Wirthschaftöpersonalc selbst, sei cs 
durch Uebcrtragung der Bcwirthschaftnng an besondere dafür zn bestellende Individuen zu 
verfügen.

Ein gleicher Vorgang ist zn beobachten, wenn die Bannlegung eines Waldes auf Grund 
der Bestimmung des §. 20 dcö ForstgesctzeS angeregt wird. Dabei sind zugleich alle zur 
Herstellung vollkommener Sicherheit nothwcndigen mit der besonderen Waldbehandlnng zu ver­
bindenden Maßregeln, wie die allfällige Aufforstung, die zeitweilige Einstellung oder Ein­
schränkung der etwa haftenden Einforstungen, die Aufführung von Schntzmauern, Anlegung 
von Schutzgräben, die Regulirung von Gewässern u. dgl. einzuleiten.

Bei schon bestehenden älteren Bannwaldungen ist zn erheben, ob die Baunvorschriften 
den damaligen Verhältnissen entsprechen, und sind die etwa nothwendigen Aendernngen nach 
Einvernehmung der Betheiligtcn zn verfügen.
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Die Bannwalduiigen sind nach Thnnlichkcit durch entsprechende Aufschriften oder Tafeln 
zn bezeichnen nnd sind in den bei jeder politischen Bezirksbehörde nach dem angcschlosscncn 
Formular D. zn führenden und nach der im §. 3 gegebenen Weisung auszufüllenden Vor- s°tmu«u- d. 
merk einzutragen.

§• 8 .

Einforstungen.
Die politischen Behörden sowie die denselben beigcgcbencn Forsttechniker, haben darüber 

zn wachen, daß Wälder, auf welchen Einforstungen (Holznngs-, Weide- und Strcugenilsse 
it. dgl.) lasten, nicht bloß erhalten, sondern in angemessener Betriebsweise nachhaltig bewirth- 
schaftet, und nach den Bestimmungen der §§. 9 bis 17 des Forstgesetzes behandelt werden.

Werden Umstände wahrgenominen, welche eine diesen Bestimmungen znwiderlaufende 
Waldbchandlnng in Bezug ans Einforstnngen erkennen lassen, so ist die erforderliche Abhilfe 
unter Anwendung der Strafbestimmung deö §. 18 des Forstgesetzes ohne Verzug zu 
treffen.

Sind bei solchen Waldungen zur Sicherung der im §. 9 des Forstgesetzes vorgcschrie- 
bcncn nachhaltigen Bcwirthschaftnng in angemessener Betriebsweise Wirthschaftspläne noth- 
lvendig, so ist auf die Ausstellung der Pläne, wo solche gänzlich fehlen, oder auf deren Ab­
änderung oder Verbesserung im Falle nachgewiesener Gebrechen hinzuwirken.

Insbesondere ist dafür zu sorgen, daß die im §. 14 des Forstgesetzes vorgeschriebcnen 
Anweisungen von Einforstnngsgebühren in geordneter Weise vorgenommen werden.

Wenn forstschädliche Waldcnklavcn oder derlei Besitzzerstücklungcn vorgefunden werden 
und dem Uebelstande durch ein entsprechendes Uebercinkommen (Grundtausch u. dgl.) abge­
hoben werden könnte, so sind die Betheiligtcn darauf aufmerksam zn machen und ist densel­
ben allenfalls die geeignete Regelung vorznschlagen.

§• 9.

W a l d u n g e n  u n t e r  ö f f e n t l i c h e r  V e r w a l t u n g  o b e r  b e s o n d e r e r

ö f f e n t l i c h e r  A u f s i c h t .

Ein besonderes Augenmerk ist jenen Waldungen zuzuwenden, welche unter der öffent­
lichen Verwaltung oder einer besonderen öffentlichen Aussicht stehen, daher namentlich den 
Staatswaldungen, den unter öffentlicher Verwaltung stehenden Stiftungswaldnngen, anderen 
Corporationen oder Stiftungen gehörigen Waldungen, ferner den Waldungen der Gemeinden 
und der Gemeinde-Fractioncn (Ortschaften) den in forstpolizeilicher Beziehung den Gemeinde« 
Waldungen gleichzuhaltenden einer Genossenschaft oder Gesammtheit von Interessenten gehö­
rigen, von den einzelnen Mitgliedern ganz oder theilwcise zur gemeinschaftlichen Holzung, 
zur Weide ober zum Strenbczng benützten Waldungen, ferner den Waldungen der Adieu« 
gesellschaftcn, der Fideicommißbesitzer, ober solcher Personen, welche unter Vormundschaft oder 
Curatel stehen.

Bei den vorstehend bezeichncten Waldungen sind nicht bloß die Beziehungen zum Forst- 
gcsetze, sondern auch jene Beziehungen wahrznnchmen, welche durch besondere Gesetze oder
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Verordnungen, oder besondere von der Staatsgewalt festgestelltc oder genehmigte Statute, 
durch allsällige Erkenntnisse oder sonstige Verfügungen hervorgerufen werden, insoscrnc dadurch 
für diese Waldungen eine bestimmte, insbesondere eine nachhaltige Vewirthschaftnng spccicll 
vorgeschrieben oder sonst begründet ist.

Wenn sich in der forstlichen Behandlung von derlei Waldungen solche augenfällige Ge­
brechen zeigen, welche den bestehenden Gesetzen, Verordnungen, Statuten, Erkenntnissen oder 
Verfügungen zuwider sind, insbesondere auch wenn keine entsprechenden Wirthschaftspläne fest- 
gestellt sind oder die bestehenden Wirthschaftspläne den forstpolizcilichen Rücksichten nicht ent­
sprechen, oder wenn das zur Vewirthschaftnng und zum Schutze solcher Waldungen unum­
gänglich nothwendige Wirthschastö- und Schntzpcrsonale nicht bestellt ist, so wie wenn bei 
den nach speciellen Anordnungen irnchhnliig zu bewirthschaftendeu Waldungen eine die Nach- 
haltigkeit wesentlich gefährdende Betriebsweise beobachtet wird, so sind zunächst jene Personen 
in deren unmittelbaren Wirkungskreis die Abstellung der Gebrechen und insbesondere die 
erwähnte Bestellung des Wirthschafts- und Schutzpcrsonalcs fällt, erforderlichen Falls aber 
auch die höheren Vcrwaltungs- ober Aufsichts-Organe ans die Vorgefundenen Zustände und 
Mängel aufmerksam zu machen, und ist zugleich die sonst im Gesetze begründete Vorkehrung 
zu treffen.

Ist bei Genossenschaftswaldnngen eine geregelte Verwaltung nicht bestellt, eine solche 
aber zur Anfrechthaltnng der forstlichen Rechtsordnung und Durchführung des Forstgcsetzcs 
insbesondere zum Zwecke der nach §. 14 des ForstgesetzcS vorznnchmendcn Anweisungen der 
Gebühren und zu sonstigen Maßregeln zur Hebung der Forstcnltnr nothwendig, so ist auf 
eine solche Bestellung hinzuwirkcn.

Wenn insbesondere in den Waldungen von Gemeinden oder Ortschaften oder von Ge­
meinschaften allein oder bestimmten Mitgliedern der Gemeinde, der Ortschaft oder Gemein­
schaft (Genossenschaft) Nutzungen der Holzung, der Weide oder des Strcnbczugcs znkommen, 
ohne daß diese Nutzungen selbst nach Art und Größe geregelt sind, so ist die Regelung in 
Bezug auf eine möglichst zweckmäßige und wirthschaflliche Ausübung derselben anzustrcben.

Bei Gemcindewaldnngcn sind die entsprechenden forstwirhschaftlichen Maßnahmen durch 
Gemeindcbcschlüsse nach Maßgabe des Gemcindcgcsetzcs, bei Waldungen von Genossenschaften 
aber, durch Einführung eines besonderen Regulatives oder Gcnossenschafts-Statnles anzn- 
strcben, in welcher Beziehung die politische Behörde durch ihre Organe und insbesondere durch 
Verwendung des l f. Forsttcchnikcrs auf die Herstellung geregelter Verhältnisse hinzu­
wirkcn hat.

Bei diesen Waldungen ist auch ans die etwa fehlende Sicherung derselben durch Grcnz- 
zcichcn hinznwirken.

Bei Gemcindewäldcrn, welche ohne die vorgcschriebene Bewilligung getheilt worden sind, 
hat die politische Behörde die Herstellung des gesetzlichen Zustandes zu veranlassen, insoferne 
nicht eine nachträgliche Genehmigung der Lheilung in Gemäßheit des §. 21 dcö ForstgesetzcS 
erwirkt wird.

Diese Bewilligung darf jedoch überhaupt nur beim gehörig constatiricn Vorhandensein 
der im bezogenen Paragraphe dcö Forstgcsetzcs angedenteten Bedingungen crthcil werden.
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§• 10.

F o r s t w i r t h s c h a f t s -  u ud  F  o st s ch n tz p e r  s o n a l  e.

Es ist bereits im §. 1 als eine der nächsten Anfgaben der politischen Behörden be­
zeichnet worden, dafür Sorge zu tragen, daß die Anordnungen des Forstgesetzes §§. 22 und 
52 hinsichtlich der Bestellung eines geeigneten Forstwirthschafts- und Forstschntzpersonales von 
Seite der hiezu verpflichteten Waldbesitzcr schleimigst in Vollzug gesetzt werden.

Wenn sonach für Waldungen von hinreichender Größe das zu ihrer Bewirthschaftung 
oder zu ihrem Schutze erforderliche Forstwirthschafts- und Forstschutzpersonale bisher nicht 
bestellt wurde, hat die politische Bczirksbehörde den Eigenthümer auf dieses Gebrechen und
die hieraus sich ergebenden Nachtheile aufmerksam zu machen, und denselben zur Bestellung
eines solchen Personales zu verhalten.

Sind die betreffenden Waldungen für sich zu klein, um die selbstständige Bestellung 
eines Wirthschafts- oder Schutzpcrsonalcs als zweckmäß erscheinen zu lassen, so liegt cs den 
betreffenden Waldbcsitzern ob, für die Bewirthschaftung und Beaufsichtigung ihrer Wälder 
entweder durch ein Uebereinkommen mit benachbarten größeren Waldeigenthümern, oder durch 
Bildung einer Genossenschaft zum Zwecke einer gemeinschaftlichen Bestellung und Verwendung 
deö Wirthschafts- oder Schutzpersonales vorznsorgen.

Die politischen Bezirksbehörden haben die Betheiligtcn auf die Vortheile eines solchen 
UebereinkoinmenS und beziehungsweise einer solchen Genossenschaft aufmerksam zu machen, und in 
geeigneter Weise das Zustandekommen des UebereinkommenS oder der Genossenschaft zu ver­
mitteln, und wenn diese Vermittlung erfolglos bleiben sollte, die zum Vollzüge der gesetzlichen 
Anordnung erforderliche Verfügung zu treffen.

Im  Uebrigen wird sich hier auf die in derselben Angelegenheit erflossene Circnlarweisnng 
des Ackerbau-Ministeriums vom 16. März 1872 Z. 6266 bezogen.

Die politischen Bezirksbchördcn werden zugleich erinnert, den mit der Ministerial-Ver-
ordnuug vom I. Ju li 1857 N. G. B l. N. 124 §. 8 ungeordneten Vormerk über alle in 
ihrem Bezirke befindlichen, auf den Forstschutzdienst beeideten Personen in genauer fortlaufen­
der Evidenz zu halten.

§. H .

H o l zb r i n g n n g s a n st al t en.

Die politischen Bezirksbehörden haben alle Umstände wahrznnehmen, welche in Bezug 
auf die vorhandenen oder auf die neu anzulcgenden Bringungs-Anstalten insbesondere für-
größere Waldkomplexe oder zusammenhängende Waldgebiete von Bedeutung sind.

Zu diesem Zwecke haben sie sich bei behördlich ertheilten Concessionen dieser Art ins­
besondere bei den wichtigeren Bringnngsanstalten, wie Holzbahnen auf fremden Grundstücken, 
Trift- und Flösserei-Bewilligungen, Triftbauten und anderen Triftanstalten von der Einhal­
tung der in der bezüglichen Bewilligung festgcstcllten Bedingungen die Ucberzeugnng zu verschaffen.

Erscheinen zur Veranlassung der Einhaltung dieser Bedingungen oder zur Beseitigung 
Vorgefundener Mißstände oder Gefahren besondere Vorkehrungen nothwendig, so sind diesel­
ben ohne Versüumniß zu treffen.

27



Gesetz- und Verordnungsblatt für das vsterreichisch-illirische Küstenland.

Werden bezüglich der bestehenden Bringungsanstalten oder in Bezug auf die Art ihrer 
Benützung Umstände wahrgenommen, welche zu einer gegründeten Besorgniß von Gefahren 
oder Beschädigungen Anlaß geben, oder welche eine vortheilhafte Ausnützung der Waldungen 
nicht znlassen, so sind die Bethciligten auf die gemachten Wahrnehmungen und nach Um­
ständen ans die Bildung von Genossenschaften zur Herstellung neuer, beziehungsweise verbesser­
ter Bringungsanstaltcn aufinerksam zu machen.

Die politische Bezirksbehörde hat über die in ihrem Bezirke bestehenden Anstalten zur 
Formular e  Bringung von Forstproducten einen Vormerk nach dem beigefügten Formular E zu führen, 

und bezüglich der (Eintragungen in denselben sich nach der im §. 3 gegebenen Weisung zu 
benehmen.

§• 12.
W a l d b r ä n d e  un d J  n s e c t e n s ch ä d e u.

Beschädigungen der Waldungen durch Waldbrände und Jnsecten ist nach Maßgabe der 
Bestimmungen des Forstgesetzes § §. 44 bis 51 mit aller Entschiedenheit entgegen zu 
wirken.

Kommen in einer Gegend Waldbrände unter Umständen vor, daß denselben gleichartige 
Ursachen zu Grunde liegen dürften, so ist den Letzteren eifrigst nachzuforschen und sind über­
haupt die gegen Waldbrände im Forstgesetzc angedeuteten Maßnahmen mit aller Energie in 
Ausführung zu setzen.

• I n  gleicher Weise ist bei Jnsectenschädcn vorzugehen, und zur Begegnung derselben 
insbesondere durch geeignete und wiederholte Belehrungen den Betheiligten die Nothwcndigkeit 
nahe zu legen, daß den nachthciligcn Folgen solcher Schäden gleich tut Entstehen durch wirk­
same Vorkehrungen cntgegengetreten werde, daß sonach insbesondere kränkliche Bäume, Wind- 
fälle, Bruch- und Lagerhölzer rechtzeitig anfgearbeitet, solche Stämme, in denen sich der 
Borkenkäfer befindet, schleimigst abgerundet und die Rinden unter gehöriger Vorsicht verbrannt 
werden, daß tut Safte geschlagene Nadelholzstämmc ganz oder streifenweise entrindet und 
alsbald aufgearbeitet, das Reisig anfgehackt, die Zimmerspäne mit der Rinde nach unten ge­
kehrt, zusammengeschlichtct und schleunigst ans dem Walde geschasst werden, daß ferner der
Fang und die Vertilgung der von Jnsecten sich nährenden Vögclgattungen hintangehaltcn und
die zum Schutze derselben erlassenen Gesetze strenge gehandhabt werden.

§. 13.

U cb cr t r  etun g c n gegen die S i cher he i t  des W a l d e i g c n t h n m e s.

Wenn in einem Bezirke Uebertretungen gegen die Sicherheit des Waldcigenthumcs häu­
figer Vorkommen, so ist den Ursachen dieser Erscheinung nachzuforschen und sind nach Maßgabe 
des Ergebnisses, mit Rücksicht auf die einzelnen Waldobjecte und Waldgcbiete wegen ent­
sprechender Einrichtung des Forstschutzdienstcs, Herstellung geregelter Verhältnisse in Bezug 
ans Einforstungeu, gemeinschaftliche Besitz- und Benützungsrechtc oder den sonstigen Bezug von 
Waldprodneten und die Waldweide, ferner wegen entsprechender Regelung der Strafanzeigen 
und Strafverhandlnngen zum Zwecke einer raschen und strengen Handhabung der strafrechtli­
chen Bestimmungen des Forstgesetzes die geeigneten Vorkehrungen zu treffen.
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Die politischen Landesstellen werden insbesondere verpflichtet die AmtSthLtigkeit der Bc- 
zirksbehörden bei Behandlung der Uebertretnngcn des ForftgesetzeS und namentlich der Forst­
frevel strenge zu überwachen, damit nicht durch Verzögerung deö behördlichen Einschreitens und 
durch die in Folge dessen eintretenden Verjährungen die Interessen der Forstcnltur geschädigt 
werden und den Waldbesitzern ein gerechter Anlaß zu Klagen über mangelhaften Schutz ihres 
EigenthnmeS gegen widerrechtliche Beschädigungen gegeben werde.

Zn diesem Ende haben die Landesstellen die periodischen Ausweise der Bezirköbehördcn 
über eingcklagtc und behandelte Strafsälle mit aller Eindringlichkeit zu prüfen, und allfällige 
wahrgenommenen Ordnungswidrigkeiten sogleich abrustcllcn.

IV. Forstliche Durchforschungen.
§• 14.

Wenn die politischen Bczirksbehörden der ihnen nach §. 23 deö ForftgesetzeS auferlegtcn 
Verpflichtung zur Ueberwachung der Bewirthschaftnng sämmtlichcr Forste ihres Bezirkes Nach­

kommen sollen, ist es nicht genügend, das behördliche Einschreiten zur Anwendung der Be­
stimmungen dcS ForftgesetzeS ansschließend nur von dem Vorkommen besonderer Anzeigen 
oder Beschwerden der Parteien abhängig machen.

Die gedachten Behörden sind vielmehr verpflichtet bei jeder sich darbietenden Gelegen­
heit, daher insbesondere auch anläßlich der sonstigen commissionellen Amtshandlungen im Be­
zirke durch die hiezu entsendeten Organe, die forstlichen Zustände in Beziehung ans die ge­
setzlich vorgeschriebene Bewirthschaftnng erforschen zu lassen.

Namentlich liegt es aber den l. f. Forsttechnikern ob, diese Zustände gelegentlich ihrer 
Bereifungen recht eindringlich wahrznnehmen und sich über dieselben in steter Evidenz zu 
erhalte«.

Um diese Evidenz, welche zur möglichste» Klarstellung der forstlichen Zustände und zur 
wirksamen Entwicklung der Thütigkeit der politischen Behörden, sowie des I. f. Forsttech- 
nikcrs bei Handhabung des Forstgesetzes unentbehrlich ist, auf die verläßlichste Meise zu er­
zielen und im Interesse der Forstcnltur dauernd nutzbar zu machen, ist es eine der wesentlichsten 
Aufgaben des Forsttcchnikers die forstliche Durchforschung der einzelnen in seinem Amtsge­
biete befindlichen Waldcomplexe durchzuführen, d. i. durch sncccssive Begehung und Beschrei­
bung der einzelnen Waldcomplexe jene Momente zu ermitteln, welche wegen ihrer Beziehun­
gen zum Forstgesetze und wegen ihres Einflusses ans die Forstcultur und die forstliche Landes- 
künde (Forststatistik) besonders wichtig sind.

Als solche zu ermittelnde forstlich wichtige Momente, insbesondere mit Rücksicht auf 
größere Besitzobjectc und zusammenhängende Waldgcbicte sind alle jene tatsächlichen Umstände 
anzusehen, welche in Bezug auf die Vollziehung der Anordnungen des Forstgesetzes über 
Waldrodungen, Aufforstungen, Verwüstungen, Schutzwaldungen, Bannwaldungen, WirthschastS- 
Pläne, dann über das Forstwirthschafts- und Forstschutzpersouale, die Holzbringungsanstalten, 
die Waldbrände- und Jnsectenschädcn, sowie überhaupt in Bezug ans sonstige Maßregeln zur 
Hebung der Forstcultur von entscheidendem Einflüsse sind.

Es sind daher insbesondere zu ermitteln: die Lage und Bodcnbcschaffcnheit, mit Rück­
sicht auf die orographischen, hydrographischen und geoguostischcn Beziehungen, soweit dicsel-
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ben auf den Forstbetrieb Einfluß nehmen; die Größe der einzelnen Besitzobsecte nach dem 
Katastral-Flächenmaße; die im Kataster eingetragene und die wirklich vorgefnndcne Cultur- 
gattnng; die Bestandes- und Zuwachsverhältnisse; die Art der Bewirthschaftnng, insbeson­
dere ob im Nachhalts- oder anssetzenden Betriebe; die Wirthschaftseinrichtmig (Ertragser- 
mittlnng, Betriebspläne, Eintheilnngen) die Berjüngungsweise insbesondere bei künstlichen Cul- 
turen, die Art der Pflanzenerziehung; ferner die derzeit wirklich gewonnenen und die bei re­
gelmäßiger Wirtschaft gewinnbaren Hanptproductc uild Nebennntzungcn nach Gattungen und 
approximativen Mengen; die gewöhnliche UmtriebSzeit, die Art der Gewinnung, Bringung, 
Verarbeitung und Verwerthung der Forstprodncte, sowie besonders wichtige für diese Zwecke, 
sowie für Zwecke der Holzindustrie bestehenden Einrichtungen und deren Beschaffenheit; die 
Art und Weise der Gebahrnng mit dem Holze und der Verwendung desselben, insbesondere 
mit Rücksicht auf abstellbare Mißbrauche nnd Verschwendung bei der Holzgewiminng, Holz- 
liefcrnng, beim Verbrauche des Holzes zum Verbrennen, Verkohlen, Verbauen, Vcrzäunen, bei 
der Weidewirthschaft u. s. »v.; dann die durchschnittlichen Preise der Forstprodncte; die Holz­
zucht auf den Feldern (Banmfeldwirthschaft); die etwa vorhandenen verschiedenen Holzcrsatz- 
mittel und deren allfällige Verwendung; die wichtigeren wechselseitigen Beziehungen zwischen 
der Land- nnd Forstlvirthschaft; ferner die Besitzverhältnissc, die Belastung von Einforstungen, 
die Art der Benutzungsrechte für Gemeinde und Gemeinschaftswaldnngen; das bestellte 
Wirthschafts- nnd Schntzpcrsonale, mit Rücksicht ans Zahl nnd Verhältniß zur Größe der 
Waldungen und auf besondere bemerkenswerte Dienst- nnd Lohnverhältnisse.

tz. 15.

Zur geeigneten Benützung bei der forstlichen Durchforschung sind bezüglich der betreffen­
den Waldungen die einschlägigen ünitlichen Daten bei den Behörden und Gemeinden sowohl 
am Sitze des Forsttechnikers, als sonst in den Bezirken möglichst vollständig zu sammeln, 
und zwar insbesondere ans den etwa schon früher angelegten Waldkatastern, ans den Kata- 
stralmappen, den Besitzstnndes-Hauptbüchern, Grnndparzellen-Protokollen nnd Schätznngßope- 
raten für den Grundsteuer-Kataster; dann ans den vorgekommenen politischen Amtshandlun­
gen in Handhabung des Forstgesetzcs, den Verhandlungen, Erkenntnissen nnd Vormerken über 
nnfgctragene Aufforstungen, über Waldverwüstunge», über Schntzwaldungen, Bannwaldnngen, 
über bestehende Servituten und Gemcinschaftsrechte, über Aufträge zur Herstellung von Wirth- 
schaftSplänen, über bestellte Wirthschaftsführer der größeren Waldcomplexe, über Bringnngs- 
anstalten und darüber ertheilte Bewilligungen, über Jnscctenschäden u. dgl. und es ist sich bei 
der Begehung der Waldungen zugleich von dem Vollzüge der bezüglichen behördlichen Anor­
dnungen und Erkenntnisse die Ueberzeugung zu verschaffen.

Im  Uebrigen sind die Daten bezüglich der für die forstliche Beschreibung wichtigen 
Momente theilS im mündlichen Verkehre mit den Gemeindevorstehern, Mitgliedern der land- 
nnd forstwirtschaftlichen Vereine, Waldeigenthümern und deren WirthschaftSpcrsonale, thcils 
durch Einsicht von Ertragsvermittlnngen, Betriebsplänen und anderen Wirthschaftsacten, soweit 
solche zugänglich sind, zu ergänzen.

Soweit cs für den bezeichnten Zweck nothwendig oder wünschenswert!) ist, haben die 
Forsttechniker sowohl die Gemeindevorsteher als auch die Waldeigenthünier oder deren
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Forstpersonale zu dm Begehungen cinznladcn, oder sich wegen Veranlassung der etwa erforderlichen 
Mitwirkung dcS ForstpersonalcS, Mitthcilmig von Behelfen und Auszügen oder Gestattung 
deren Einsichtnahine an die betreffenden Waldcigcnthümer oder Vorgesetzten Stellen zu wenden.

§. 16.

Die forstliche Durchforschung ist gcineindeweise und zwar vor Allein bezüglich der Wal­
dungen in jenen Gemeinden, wo nach den bisherigen Wahrnehmungen der forstliche Zustand 
die dringendste Regelung erfordert, vorzunehmen und hat sich ans den ganzen im Gebiete der 
betreffenden Gemeinde befindlichen Waldbcstand zu erstrecken.

Können bei der Durchforschung wegen der Kürze der für dieselbe bemessenen Zeit nicht 
alle für den Zweck nothwendigen forstlichen Daten erhoben werden, so ist unter Vorbehalt 
der seinerzeitigen nachträglichen Ergänzung die Aufmerksamkeit zunächst den wesentlicheren der­
selben und den wichtigeren Wnldobjcctcn insbesondere aber jenen zuznwende», bezüglich welcher 
wesentliche Beziehungen zum Forstgesetze wahrzunehmen sind, oder belangreiche Verbesserungen 
der Forstwirthschaft in Folge der Durchforschung erwartet werden können.

§. 17.

Wie bereits im §. 14 angedcntct wurde, sind zu den forstlichen Durchforschungen zn- 
liächst die bei den politischen Behörden nngestellten Forsttechniker, nach Erforderniß aber ins­
besondere im Zwecke einer rascheren Durchführung solcher Durchforschungen auch andere,  
wenngleich mit der politischen Behörde in keinem dienstlichen Verbände stehende Forsttcchniker 
zu verwenden, soferne sie die mit dem Ministerial-Erlasse vom 16. Jänner 1850 R. G. B. 
N. 63 vorgeschriebcne Staatsprüfung für Forstwirthe mit Erfolg abgelegt haben und die 
cidesstätige Angelobung für die gewissenhafte Durchführung des ihnen zu übertragenden Ge­
schäftes leisten.

Wenn ans Anlaß der Verwendung der Letzteren eine besondere Entlohnung angcsprochcn 
werden sollte, ist deren Bewilligung vorläufig bciin Ackerbau-Ministerium in Antrag zu 
bringen.

Bei Waldungen, welche unter öffentlicher Verwaltung stehen, kann das für dieselben 
bestellte Forstwirthschaftspcrsonale zur forstlichen Durchforschung im Einvernehmen mit der 
betreffenden Verwaltungsbehörde in Anspruch genommen werden.

Die Ergebnisse der forstlichen Durchforschung, welche von einem mit der politischen Be­
hörde in keinem dienstlichen Verbände stehenden Forsttechniker vorgenommcn wurde, sind jedoch 
von Seite des politischen Forsttcchnikcrs wenigstens vom allgemeinen Standpnuete einer vor­
läufigen Uebcrprüfnng in der Richtung zu unterziehen, ob hiebei in allen Beziehungen der 
ertheilten Instruction gemäß vorgegangcn wurde.

Allfällige Mängel sinv thnnlichst mit Vermeidung einer wiederholten localen Begehung 
zu beseitigen.

§• 18.

Werden bei der Begehung wesentliche Gebrechen in der Bewirthschaftung einzelner 
Waldungen wahrgenonnnen, welche nach den Bestimmungen des Forstgesetzes und namentlich
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ftermulm F.

nach den in der gegenlvärtigen Verordnung §§. 3 bis 13 gegebenen Andeutungen eine be­
sondere Vorkehrung nothwendig machen, so hat der Forsttechniker die geeignete Abhilfe gleich 
zu vermitteln und hierüber der politischen Bezirksbehörde die Mittheilung zu machen, bezie­
hungsweise, wo ein behördliches Einschreiten erforderlich erscheint, hiezu die entsprechenden
Anträge zu erstatten.

Wenn einzelne Gebrechen allen Waldungen des Bezirkes oder einem großen Theile der­
selben gemeinsam sind, die sonach in allgemein wirkenden Ursachen ihren Ursprung zu haben 
scheinen, oder wenn es sich um die Einführung wesentlicher Verbesserungen oder Einrichtun­
gen für ein größeres Waldgebiet und für mehrere Besitzer handelt, hat der Forsttechnikcr 
den erwähnten Ursachen und den Mitteln zur Abstellung der Gebrechen, beziehungsweise zur 
Einführung der Verbesserungen und Einrichtungen nachznforschen.

Er hat sich zu diesem Zwecke mit den Gemeindevorstehern, Waldeigenthümern und deren 
Forstpersonale, allenfalls auch mit Mitgliedern der landwirthschaftlichen Vereine oder mit 
Culturtechnikern in das Einvernehmen zu setzen, und der politischen Behörde die geeigneten 
Vorkehrungen zu beantragen, oder nach Umständen bei derselben ein Zusammentreten der er­
wähnten £ rgrnic und der Bctheiligten behufs der vorläufigen Berathnng und Beschlicßung 
der entsprechenden Maßnahmen in Anregung zu bringen.

Ein gleicher Vorgang ist auch dann zu beobachten, wen» es sich um Oertlichkeiten han­
delt, welche von Waldungen entblößt sind, insoscrne die Anpflanzung von Waldungen mit 
wesentlichen Vortheilen für die Bodencnltnr verbunden wäre, und mit Rücksicht auf locale 
Verhältnisse, ans vorhandene oder in Aussicht gestellte Mittel, insbesondere auch mit Rücksicht 
auf die Eigenthmnsverhältnisse der für die Waldcnltur zu widmenden Grundstücke mit Aus­
sicht auf Erfolg angestrebt werden könnte.

8- 19.
Um mit Rücksicht auf die Erfolge der Thätigkeit der Forsttechniker und die Resultate 

der einschlägigen Wirksamkeit der politischen Behörde die erwünschte Evidenz über alle wich­
tigeren forstlichen Momente der einzelnen Waldcomplepe zu erzielen und hiebei zugleich eine 
verläßliche Grundlage für die eindringliche und erfolgreiche Behandlung der Forstangelegen- 
hciten zu gewinne», hat der Forsttechniker die bei der forstlichen Durchforschung gewonnenen 
Daten in eine nach dem bcigefügten Formular F angelegte Uebersicht einzntragen, wobei als 
Grundsatz zu gelten hat, daß für den Waldbestand jeder einzelnen Ortsgcmeinde eine beson­
dere Uebersicht angelegt werden soll.

Bei der Eintragung der Daten in die betreffenden Rubriken ist mit besonderer Sorgfalt 
und Genauigkeit vorzugehen, und hat namentlich die in der Rubrik 2 angedeutete Beschreibung 
des Waldbcstaudcö in gedrängter Kürze unter Anführung der wesentlichen Momente und mit 
Vermeidung jeder Weitwendigkeit zu geschehen.

Bei Ausfüllung der diesfälligen Rubriken ist ferner noch Folgendes zu beachten:
1. Bei Aufnahme der Beschreibungen sind jene forstlichen Momente (§. 14), welche 

den im betreffenden Gemeindegebiete befindlichen Waldungen gemeinsam sind, um Wiederholun­
gen bei den einzelnen Objecten zu vermeiden, möglichst zusainmenzufassen und der übrigen Be­
schreibung der einzelnen Objecte voranzustellen.
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2. Wenn für einen Bezirk oder eine Abtheilung eines Bezirkes bereits eine Wälder- 
beschreibimg besteht, welche den wesentlichen Bedingungen dieser Vorschrift entspricht, so ist 
dieselbe für die gedachte Ausfüllung entsprechend zu benützen.

3. Die zusammenhängenden oder in naher Verbindung stehenden Waldungen mehrerer 
Kleinbesitzer können, insoferne dieselben in forstlicher Beziehung und insbesondere mit Rücksicht 
auf die nach dem Forstgesetze zu beachtenden Momente keine besonderen Verschiedenheiten dar­
bieten, in der Rubrik „Beschreibung" gruppenweise, als ein einziges Waldobjeet gemein­
schaftlich behandelt werden.

Ist die Angabe der einzelnen Parzellen-Nmnmern und ihrer Eigenthümer mit besonderen 
Schwierigkeiten verbunden, so genügt eine allgemeine Angabe der Katcgarie der Eigenthümer 
und ihres Wohnortes (z. B. bäuerliche Waldungen).

4. Wenn die Daten der im Zuge befindlichen Revision des Grundsteuer-Katasters noch 
nicht benützt werden können, so kann bei solchen Besitzobjecten, bei welchen die vorgekommenen 
Umgestaltungen des Waldbodens in andere Culturarten wesentliche und in dem derzeit gel­
tenden Stenerkataster nicht berücksichtigte Aenderungen der Katastraldaten hervorgerufcn haben, 
die detaillirte Eintragung der Daten des gegenwärtigen Steilerkatasters unterbleiben.

Im  Uebrigen ist in diesem Falle die Ucbersicht in einer solchen Weise auSznfüllen, daß 
seinerzeit nur die Eintragung der Daten deS revidirten Stencrkatastcrs nach getragen werde.

Die Eintragung der Daten deS alten Stenerkatasters ist jedoch dort nicht zu unterlassen, 
wo der erwähnte Fall der Cultnrändernng nicht eintritt, ferner bei jenen Objecten, welche 
wichtige Beziehungen zum Forstgesctze darbicten, wie: bei den mit Benutzung der Daten des 
gegenwärtigen Stenerkatasters anfgetragenen Aufforstungen, bei Schutz- oder Bannwaldungen 
it. dgl. oder bei solchen Objecten, an deren Klarstellung durch den Waldkataster, nach der 
Natur der obwaltenden Besitz- und sonstigen Rechtsverhältnisse, wie bei Gemeinde- oder Ge­
nossenschaftswaldungen besonders gelegen ist.

5. Ist die Durchforschung in dem im §. 16 erwähnten Falle nur unvollständig vorge- 
nommen worden, so daß die gesammelten Daten zur vollständigen Ausfüllung der Heb erficht 
F nicht ansreichen, so bleibt es dem Ermessen deS ForsttechnikerS überlassen, in welcher Weise 
diese Daten für die Ucbersicht fruchtbar zu machen wären, ob durch Eintragung eines TheileS 
der Waldobjecte und Ausfüllung einzelner Rubriken, oder durch vorläufige Aufzeichnung der 
Daten in einer anderen für die künftige Ausfüllung verwendbaren Form.

Es ist jedoch Sorge zu tragen, daß die Ucbersicht nicht allzulange unvollständig bleibe, 
sondern wenigstens rücksichtlich der wichtigeren Wnldobjecte möglichst bald und genau auSge- 
füllt und abgeschlossen werde.

6. Begreift ein Waldobject mehrere Parzellen in sich, so sind in der Ucbersicht Rubrik: 
3, 4 , zwar alle Parzellen-Nnunueru einzeln aufzuführen, insoferne nicht nach Absatz 4 die 
Eintragung der Parzellen gänzlich entfällt; dagegen ist in den übrigen Rubriken, welche das 
Flächenmaß enthalten, das Flächenmaß sännntlicher Parzellen nur in Summe anzusetzen.

Die Ausfüllung von Rubriken, für welche keine genauen FlächenbcstandeS- oder sonstige 
Erhebungen vorliegen, hat nach approximativem Anschlag, gestützt ans jene Daten zu geschehen, 
welche in dieser Beziehung durch örtliche Auskünfte allenfalls vorhandene Aufzeichnungen und 
Ocularschätzungcn zu erlangen sind.
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Läßt sich eine Eintragung nicht mit Sicherheit bewerkstelligen, so ist dies in der betref­
fenden Rubrik ausdrücklich beizufügen.

Kommen in einer Rubrik wie 8, 9, 10, 11, gemischte Verhältnisse vor, so sind die 
Flüchen nach approximativen, dem Mischungsverhältnisse entsprechenden Ansätzen unter die 
einzelnen Abtheilungen zn zerlegen.

Allfällig gestellte Anträge über Beziehmigen zum Forstgesetze, worüber dem Forsttechniker 
eine Entscheidung noch nicht bekannt geworben ist, sind in der letzten Rubrik anzumerken.

Die Rubriken mit Zifferansützen sind durch Snnnnirung abznschließcn und wird der im 
Laufe der Zeit sich etwa ergebende Zuwachs oder Abfall von Fall zn Fall an der Summe 
zn berichtigen, und bei der betreffenden Parzelle anznmerken sein.

Die Ziffern der Rubrik 11 und 12 (Weideflächen mit untergeordnetem Holzmrtzen und 
unproductiv) sind in die Ziffern der Rubriken, welche Waldungen darstellen, nicht einzurechnen.

V. Waldkataster.
§• ?0.

Die politische Landesbehörde hat die derselben durch den Forsttcchniker zukommendcn, nach 
der Vorschrift des §. 19 ausgefülltcn Uebersichten der einzelnen Ortsgcmeinden der betreffen­
den politischen Bezirksbehördc einzeln zur weiteren Evidenzführnng und sonstiger angemessener 
Benützung zuzumitteln.

Die politische Bezirksbehördc hat diese Uebersichten nach den Ortsgemeindcn ihres Bezirkes 
in alphabetischer Ordnung in einem entsprechenden Umschläge mit der Bezeichnung „Waldkataster" 
zu verwahren, welcher Letztere für den betreffenden Bezirk, dann vollständig hcrgestellt sein 
wird, sobald für alle Ortsgemcinden desselben die obgedachten Uebersichten ausgefüllt sein werden.

Eine Ergänzung des Waldkatasters bilden die in den §§. 3, 4, 6, 7, 11, bezeichnet«:» 
bezirksweise» Vormerke A. ß, C, D, E, welche dem Waldkataster in einem besonderen Um­
schläge beiznlegen sind.

Die Einsicht in den Waldkataster und dessen Beilagen ist Jedermann in den gewöhn­
lichen Amtsstnndcn gestattet.

Amtliche Auszüge oder Abschriften können gcgcit Entrichtung der Stcmpelgcbühr und 
Vergütung der Schreibkostcn ausgefolgt werden.

Jnsofernc in Oberöstcrreich der Waldkatastcr für einzelne Gemeinden oder Bezirke in 
Gemäßheit der Statthalterei-Verordnnng vom 1. Jänner 1853 (L. G. B. 11. Abtheilnug 
N. 25) und nach dem hierin vorgczcichnetcn Formulare bereits durchgeführt wurde, bleibt 
dessen Anlegung durch die gegenwärtige Anordnung unberührt.

Für diejenigen Gemeinden beziehungsweise Bezirke jedoch, wo dies nicht der Fall wäre, 
ist der Waldkataster nach Vorschrift bei gegenwärtigen Verordnung daher mit Benützung des 
inliegenden FormulareS F anzulegcn.

VI. Forstliche Uebersichtskarteu.
§. 21 .

Dem Forsttechniker obliegt auch die thunlichste Anlegung forstlicher Uebersichtskarten für 
die durchforschten politischen Bezirke.
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Hiezu sind von der politischen LcmdeSstelle zu bestimmende, etwa vorhandene Detail- 
karten der einzelnen Bezirke, wie photographische Abdrücke der vom militärisch-geographischen 
Institute gelieferten Uebersichtsterrainkarten, Uebersichtskarten des Katasters, Generalstabskarten 
derart zu benutzen, daß die einzelnen Wäldergruppen unter thunlicher Berücksichtigung der in der 
Uebersicht F angegebenen Unterscheidungen der Culturgattungen, und vorherrschenden Holzarten 
insbesondere auch die Schutz- und Bannwaldnngen, entsprechend eingezeichnet oder doch markirt 
werden.

Die Uebersichtskarten haben einen Bestandtheil des Waldkatasters zu bilden und sind 
demselben beizulegen.

VII. Nachweisung und Veröffentlichung der Fortschritte in der forstlichen
Durchforschung.

§. 22.

M it Ende jeden Jahres hat die politische Landesstelle über den Fortschritt der forstlichen 
Durchforschungen und der Anlegung des Waldkatasters dem Ackerbauministerium eine detail« 
litte Nachweisung zu liefern und zugleich dieselbe mittelst der LandeSzeitung zu veröffentlichen.

C h lu m e c k y  m. p.

28
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Bezirk . . . .  Formular A.

A u s w e i s

über ertheilte Bewilligungen zur Waldrodung.

s
C5-
S-

Bezeichnung:
a) der Ortsgcmcinde,
b) des WaldeS mit den 

Parzellennummern, 
und

c) de« Waldeigenthit- 
mer«

Datum und 
Zahl der behörd­

lichen 
Bewilligung

Zweck der Rodung

Flächenmaß der 
Rodung nach 

niederösterr. Joch 
(mit zwei Deci- 

mal-Ziffern)

Anmerkung

\
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Bezirk . . . .  Formular B.

A u s w e i s

über behördlich ungeordnete Aufforstungen and sonstige Vorkehrungen gegen Waldverwüstnngen.

Bezeichnung:
Datum und Zahl 
der behördlichen 
Anordnung und 

kurzgefaßter Inhalt

F lü c h e it nt a ß

ü
A

a) der Ortsgemeinde,
b) des Waldes stimmt 

Parzellennummern, 
und

der Aufforstung
des Waldtheiles, 
ans welchen sich 

die sonstige 
Borkehrung bezieht

Anmerkung

c) des Waldeigenthü- 
merS

derselben niederösterr. Joch in zwei 
Decimalzissern

*

I
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Formular C.

Auswei s
über die Schutz Waldungen.

Bezeichnung:
a) der Ortsgemeinde,
b) des Waldes sammt 

Parzellennummern, 
und

c) des Waldcigenthü- 
mers

Datum und Zahl 
der behördlichen 

Anordnung

Flächenmaß nach 
niederösterr. 

Joch (mit zwei 
Decimalzifsern)

Borgezeichnete

laldbeha»dlun<
Anmerkung



Po
st 

N
r.

Bezirk .
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Formular D.

Auswei s
ü b e r  d i e  B  a n n w a l d u n g en.

Bezeichnung:
a) der OrtSgeincinde,
b) de« Waldes fammt 

Parzellennummern 
und

c) des Waldeigenthü- 
mer«

Datum und Zahl 
der behördlichen 

Anordnung

Flächenmast nach 
niederösterr. 

Jochen (mit zwei 
Decimalziffern)

Kurze Darstellung 
der angeordneten 

Bannlegung
Anmerkung
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Formular E.

Auswei s
über die erthcilten Concessionm für Triften und andere Holzbringungs-Aust alten.

Bezeichnung der mit Datum und Beschreibung t'iinge der Dauer

CL
der Concession 

Betheilten und dessen
Zahl der der Bringungs- Bringuttgs- der Anmerkung

Wohnortes C o n c e s si on Anstalt Anstalt Concession

«
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Formular F.

OrtSgemeinde . . . .

A u s w e i s

über die in der obgenannten Gemeinde befindlichen Waldobjecte.
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Bezeichnung und kurze 

Beschreibung des Waldes nach den 

Andeutungen des §. 19 der 

Verordnung

Parzellen-Nummern .  ^ ic h n u n g  

nach dem |  M

|Walbtigtnchümcr6 

und
allen

Kataster

recti-
ficirten I  dessen Wohnorte« 

Kataster

M i t  Servituten 
oder

servitutsähnlichen 
Gemeinschafts­

rechten, und mit 
welchen

belastet
nicht

belastet

*ss.
L u l t u r - Gattung

Hochwald

l'aubholz
Nadel­

holz

Mittel- ! Weideflä-
wald oder ! d>en mit unterge­

ordnetenNieder­
wald Holznntzcn

Unprodne- 

tiv, jedoch 

zur Holz­

zucht ge­

eignet

Wirthschaftsbetrieb

nach­

haltig

ans-

setzend

Wirthschaft

siste-
matisch
geordnet

empirisch

N i e d e r d s t e r r - '

8

chische Joch mi t  zwei  Dec i  mal zahl en
10 l i 12 13 14 I 15 16

Durchschnittlicher 
Jahreszuwuchs 

Normalklafter a 100 
Cubikfnß solide 

Holzmasse

per Joch

17

Zusammen

18

A n m e r k u n g

19




